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Inhalt. vom 9. Februar 1850 tritt das Recht des Staatsſchatzes auf die 
1 5 Stiche N des f n er 5 Gebühr von Rechtsgeſchäften mit dem Zeitpunkte ein, in welchem das⸗ 
eber die rechtliche Natur des ſog. Stornirungsvertrages, und ſelbe im Inlande abgeſchloſſen wurde. Es beſteht keine geſetzliche Vor⸗ 
e nee en f iſt en die en von der Anden 525 Weite 5 ängi 
Auſchluſſe an zwei Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes vom 1. März 1877. | chriſt, — Erft g des rag hängig 
Von Dr. Rudolf R. v. Scherer. II. gemacht wäre und welche den Parteien ein Recht gäbe, die Abſchreibung 
Mittheilungen aus der Praxis: oder Rückſtellung der Gebühr zu verlangen, weil die Parteien nach⸗ 
Dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe ſteht das Recht zu, Beſtimmungen in Abſicht auf die träglich vom Vertrage zurückgetreten ſind.“ 
Controle bei der Gemeindecaſſe zu treffen. Im angezogenen Erkenntniſſe wird derſelbe Fall behandelt, welcher 
Zur en der on es En n der Nie ‚nat 1 0 55 an demſelben Tage unter Z. 270 nach einer anderen Seite vom 
erechtigung in Gemäßheit der Beſtimmungen der Punkte a), b) u. c) de 1 erh e. ; 
§ 138 der Gem. Drd. platzgreifen kann. Verurtheilung eines Maurermeiſters ende d 1 1 Im 1 Fi t x 0 1 5 ach 
wegen verſchuldeter Crida P. a), Nachweis der Fruchtloſigkeit mieder- | hervor, daß der Gerichtshof den erſten Vertrag thatſächlich vo ſtändig 
holter Beſtrafungen im Gewerbsgebiete B. b), wiederholte ſchriftliche Warnung erfüllt ſich dachte, daher es ſchwer geht, hier von einer Stornirung, 


P. c) des § 138 der Gew. Ord. einem immerhin möglichen, nur in Rückſicht auf die Gebührenentrichtung 
Perſonalien. irrelevanten Zurücktreten von einem derartig vollſtändig erfüllten Ver⸗ 
Erledigungen. trage (entgegen $ 920 b. G. B.) ſprechen zu hören. Doch ſoll, um die 
2 * — Verwirrung nicht zu vergrößern und überhaupt eine Discuſſion zu er⸗ 


N 8 A 9 möglichen, davon abgeſehen werden, umſomehr da die Begründung des 
Ueber die rechtliche Natur des ſog. Stornirungs- Urtheiles ſo allgemein lautet, daß ſie auch auf einen wirklich noch nicht 


vertrages, und deſſen Würdigung in Mückſicht auf erfüllten Vertrag paßt. 
Die Citation des vielſagenden $ 1 G. G. bietet keinen genügenden 


das Gebührengeſetz. Anhaltspunkt zu beſtimmen, an welches Alinea desfelben zu denken ſei; 
Im Anſchluſſe an zwei Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes vom aber gerade dieſer $ 1 iſt von principieller Wichtigkeit und hier kurz zu er⸗ 
1. März 1877. örtern. Derſelbe zählt die Claſſen von Objecten auf, welche überhaupt 


einer Gebühr unterworfen werden, darunter in erſter Linie (. 1), 
BO pa udp IT: . re. jedes Rechtsgeſchäft, durch welches nach den bürgerlichen Gee a 
H. begründet, übertragen, befeſtiget, umgeändert oder aufgehoben werden, 

Im Vorausgehenden wurde auseinandergeſetzt, daß, ſolange ein Ver⸗ ö wenn mit oder ohne Ausfertigung einer Urkunde durch das Rechts⸗ 
trag nicht vollſtändig erfüllt iſt, derſelbe durch gegenſeitiges Ueberein⸗ geſchäft das Eigenthum oder die Dienſtbarkeit des Gebrauches oder der 
kommen beider Parteien einfach rückgängig gemacht, für hinfällig ge- Fruchtnießung einer unbeweglichen Sache entgeltlich oder unentgeltlich 
worden erklärt werden kann, ohne daß dieſes Uebereinkommen (ſog. Stor⸗ übertragen wird.“ In 88 3—5 G. G. werden die Grundſätze über die 
nirungsvertrag) als ein neues, ſelbſtſtändiges Rechtsgeſchäft aufgefaßt Art der Entrichtung der Gebühr dargeſtellt und die Gebühr wird dar⸗ 
werden dürfe. In der Frage, wann ſpeciell ein Kaufvertrag für völlig nach entweder mittels Stempel entrichtet oder unmittelbar eingezahlt und 
erfüllt zu gelten habe, wurde das negative Reſultat gewonnen, daß bei zwar wieder nach $ 5 entweder in einem feſten Betrage oder in einem 
Kaufverträgen über eine unbewegliche Sache, abgeſehen von beſonderen | mit dem Werthe des Gegenſtandes nach Abſtufungen dieſes Werthes 
Verabredungen, mindeſtens dann, wenn die Ertheilung der Einver⸗ (Scalen) wachſenden Betrage oder in einem mit dem Werthe des Gegen⸗ 
leibungsbewilligung (S 435 b. G. B.) vom Eintritte einer Bedingung ſtandes nach Procenten dieſes Werthes wachſenden Betrage und zwar 
abhängig gemacht wurde, vor Eintritt dieſer Bedingung oder nach deren letzteres nach C. 1. gerade von denjenigen Rechtsgeſchäften, welche in 
Wegfall das Rechtsgeſchäft nicht als erfüllt zu gelten habe. dem oben angeführten $S 1 K. 1 beſchrieben find. 

Es ſind nun die Conſequenzen in Rückſicht der Gebührenpflicht Daraus geh hervor, eine Percentualgebühr iſt nur von ſolchen Rechts⸗ 
der einzelnen Rechtsgeſchäfte und Uebereinkommen zu ziehen. Zwei Fragen geſchäften zu entrichten, durch welche Eigenthum oder die Dienſtbarkeit 
find zu beantworten: des Gebrauches oder der Fruchtnießung einer unbeweglichen Sache über⸗ 

1. Iſt das ſtornirte Rechtsgeſchäft ein gebührenpflichtiger Act? tragen wird. Alle anderen Rechtsgeſchäfte alſo betreffs einer unbeweg⸗ 

2. Iſt dieſes der Stornirungsvertrag ſelbſt? lichen Sache unterliegen als ſolche, inſoferne dadurch weder Eigenthum noch 

Ad 1. Als Summe des Erkenntniſſes des Verwaltungsgerichts⸗ die beſtimmte Dienſtbarkeit übertragen wird, nicht der Percentualgebühr, es 
hofes vom 1. März 1877, 8. 269 (loc, cit. Nr. 47) findet fi) der müßte denn fein, daß ein Specialgeſetz eine Ausnahme von dieſem allge⸗ 
Satz: „Die Stornirung eines Vertrages begründet keinen Rechts anſpruch meinen Grundſatze ſtatuirt. Alle übrigen Rechtsgeſchäfte unterliegen (mit 
auf Rückſtellung der Gebühr“ und in den Entſcheidungsgründen des⸗ Ausnahme gewiſſer Schenkungen vgl. 8 5 C. 2), inſoferne ihr Gegen⸗ 
ſelben Erkenntniſſes heißt es: „Nach den 88 1 und 44 des Geſetzes ſtand ſchätzbar iſt und eine Rechtsurkunde errichtet wurde, einer nach 


Scalen des Werthes ſteigenden Gebühr (§S 1 A. 3, §S 4 B. § 


Stornirung eines Vertrages überzugehen, der Scalengebühr abſolut; 
dagegen die oben charakteriſirten Rechtsgeſchäfte über unbewegliche 
Sachen der Percentualgebühr nur hypothetiſch, eben nur wenn 
durch dieſelben Eigenthum u. ſ. w. übertragen wurde. 

Nach § 1 A. 1 iſt die Ausfertigung einer Urkunde bei Eigen⸗ 
thumsübertragung unbeweglicher Sachen für irrelevant erklärt worden, 
weil in der That nach 8 433 b. G. B. auch eine ſolche Eigenthums⸗ 
übertragung ohne Errichtung einer Urkunde möglich iſt. Wo aber 
(8 434 b. G. B.) zur Uebertragung des Eigenthums einer unbeweg⸗ 
lichen Sache die Errichtung einer Urkunde und zwar einer mit den 
Erforderniſſen des $ 435 b. G. B. verſehenen, die Ertheilung der 
Intabulationsbewilligung enthaltenden ſog. Tabularurkunde nothwendig 
iſt, tritt die Gebührenpflichtigkeit des Actes auch nur ein, wenn dieſe 
Urkunde errichtet iſt, wenn die Bedingung des § 1 A. 1 ſich er 
wahrt und wirklich Eigenthum u. ſ. w. übertragen wird. Wenn daher 
durch den Act Eigenthum nicht übertragen wird, liegt auch der Fall des 
Eintrittes der Percentualgebührenpflichtigkeit nicht vor; ein ſolcher Act 
iſt als ſolcher (inſoferne nicht anderwärts deffen Gebührenpflichtigkeit 
reſultirt) gebührenfrei. 

Wenn nach § 44 G. G. das Recht des Staatsſchatzes auf die 
Gebühr mit dem Zeitpunkte eintritt, in welchem das Rechtsgeſchäft im 
Inlande geſchloſſen wurde, ſo darf dieſe geſetzliche Beſtimmung nicht im 
Widerſpruche mit dem beſprochenen 8 1 A. 1, § 5. C. 1 erklärt werden. 
Es ſoll damit nicht geſagt ſein, daß ein am 1. Jänner geſchloſſenes 
Rechtsgeſchäft gebührenpflichtig ſei, unbekümmert darum, daß am 1. 
März ſich herausſtellt, daß dasſelbe nie, alſo auch nicht am 1. Jänner 
jene Eigenſchaften beſaß, welche nach dem Geſetze Vorausſetzung der 
Gebührenpflichtigkeit ſind. 

Die oben angeführten Entſcheidungsgründe (1. März 1877, 
8. 269) ſcheinen den § 44 nicht mit dieſer naturgemäßen Reſtriction 
aufzufaſſen, daraus würde ſich aber die Conſequenz ergeben, daß auch 
von einem nichtigen Rechtsg ſchäfte die Gebühr bezahlt werden müßte, 
auch wenn eine geſetzte Bedingung, etwa die Schließung der Ehe bei 
einer Schenkung unter Brautleuten nicht erfüllt würde; eine Rücker⸗ 
ſtattung einer gezahlten, oder Abſchreibung einer bereits vorgeſchriebenen 
Gebühr würde nur in dem einzigen Falle eines Irrthums und 
Rechnungsfehlers eintreten ($ 77 G. G.) Vgl. aber F.⸗M.⸗Erläſſe v. 
24. April 1862, 3. 17663; 8. December 1852, 3. 3028; 26. Mai 
1855, 3. 11766; 19. April 1852, 3. 12677; 26. April 1854, 
3. 14614. Die eben angeführten Entſcheidungsgründe jagen, „es gebe 
keine geſetzliche Vorſchrift, wonach die Gebühr von der Erfüllung des 
Vertrages abhängig gemacht wäre und welche den Parteien ein Recht 
gebe, die Abſchreibung oder Rückſtellung der Gebühr zu verlangen, 
weil die Parteien nachträglich vom Vertrage zurückgetreten ſind“. Eine 
ſolche ausdrückliche Vorſchrift war aber gar nicht nöthig; in allen Fällen, 
wo Verhältniſſe eintreten, welche den Vertrag, das Rechtsgeſchäft als 
von Anfang an nie in Wahrheit gebührenpflichtig erſcheinen laſſen, iſt eben 
die Grundlage der Gebührenvorſchreibung hinfällig geworden, es 
liegen nicht die geſetzlichen Bedingungen derſelben vor und die factiſch 
bezahlte Gebühr iſt als ungebührlich zurückzugeben. 

Wann nun im einzelnen Falle insbeſondere eine Stornirung des 
Vertrages betreffs der Gebühr von Bedeutung iſt, läßt ſich nicht allge⸗ 
mein entſcheiden; es iſt aber entſchieden unrichtig, weil zu allgemein, 
zu ſagen, daß die Erfüllung des Vertrages überhaupt und nie einen 
Einfluß auf die Gebührenpflicht habe. Dies iſt vielmehr gerade der Fall 
bel Rechtsgeſchäften über unbewegliche Sachen, inſoferne daran Eigenthum 
u. ſ. w. übertragen 1 95 findet dieſe Uebertragung nicht ſtatt, wird 
fie geradezu unmöglich, jo it eine weſentliche Bedingung der Gebühren⸗ 
pflicht weggefallen und der Het iſt und war nie gebührenpflichtig. Es 
iſt zuzugeben, daß insbeſondere bei Kaufverträgen über unbewegliche 
Sachen die Gebühr ſogleich verlangt werden möge, auch vor Uebergabe 
des Eigenthums jener Sache; allein das muß feitgehälten werden, 
daß die Zahlung erfolgte unter der Vorausſetzung, daß Eigenthum 
wirklich werde übertragen werden. Geſchieht nun dies nicht, ſo hat 
der 8 1 &. 1 ſich nicht erwahrt, die Gebühr iſt zurückzustellen. Die 
Uebertragung des Eigenthums erſcheint daher in unſerm 
Falle für die Praxis nicht als Suspenſivbeding ſung, aber der 
Wegfall jener Vorausſetzung der Uebertragung des Eigenthums hat die 
Natur einer Reſolutivbedingung. 
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5 
Sie unterliegen, um auf unſere Frage über die Folgen der vollſtändigen 


Die Anwendung auf den früher beſprochenen Fall iſt leicht. Wird 
ein Kaufvertrag über eine unbewegliche Sache, bevor die Einwilligung 
zur Umſchreibung ($ 435 b. G. B) gegeben war, rückgängig gemacht, 
(88 919, 920, b. G. B.), fo iſt die Vorausſetzung der Einhebung 
einer Percentualgebühr in Wahrheit nie dageweſen ($ 5 C. 1 G. G.) 
der Act war nie gebührenpflichtig (S 1 A. 1), die Gebühr daher zurück⸗ 
zuſtellen. 

Schwieriger ſtellt ſich die Sache, wenn jene Einwilligung ſeitens 
des Verkäufers gegeben, ſeitens des Käufers angenommen, wur nicht 
ausgeführt wurde. Vom Standpunkte der Gebührengefetzgebung ſcheint 
hier, obwohl eine Eigenthumsübertragung in der That nicht ftattgefunden 
hat, etwa doch angenommen werden zu dürfen, daß die Vorausſetzungen 
des § 1 K. 1 und 8 5 C. 1 vorliegen, da das Hauptgewicht auf das Rechts⸗ 
geſchäſt, wodurch Eigenthum übertragen wird, gelegt iſt, als ſolches 
aber weniger die Handlung des Gerichtes und Grundbuchamtes, als 
jene der Parteien, insbeſondere die Ausſtellung der Tabularurkunde 
($ 435 b G. B. cf o en J.) angeſehen werden kann. 

Wenn die Tarifpoſt 65 Kaufverträge mit den Worten des 
bürgerlichen Geſetzbuches $ 1053 definirt als Verträge, wodurch eine 
Sache um eine beſtimmte Summe Geldes einem andern überlaſſen 
wird, ſo iſt damit noch lange nicht die Fortſetzung und der Schluß des 

angeführten $ 1053 in alleweg für gleichgiltig erklärt. Nach öſter⸗ 
reichiſchem Rechte iſt der Kaufvertrag ein Titel, Eigenthum zu erwerben, 
die Erwerbung erfolgt erſt durch die Uebergabe des Kaufgegenſtandes, 
bis zur Uebergabe behält der Verkäufer das Eigenthumsrecht. Es wäre 
vollſtändig unrichtig, weil zu allgemein, mit den angeführten Ent⸗ 
ſcheidungsgründen (1. März 1877, Z. 270) zu behaupten, daß die 
Gebühr allein und ſchlechthin für die Uebertragung des Titels zu 
entrichten ſei. Vielmehr wird die Uebertragung des Eigenthums auch für 
die Gebührenfrage dort von Bedeutung ſein, wo das Gebührengeſetz 
mehr fordert als nur einen reinen Vertrag; das iſt aber der Fall, 
8 eine Percentualgebühr gefordert werden ſoll, da eine ſolche nur 


für Eigenthums⸗ u. ſ. w. Uebertragung einer unbeweglichen Sache 
geſetzlich einzutreten hat. Es war nicht nöthig, daß der Tarif dieſe 
Bedingung hier ausdrücklich wiederholte, es genügte vollſtändig, daß er 
ſie nicht aufhob und negirte. Dies thut er nur in einem ſpeciellen 
Falle, nämlich betreffs der Uebertragung des Kaufrechtes auf eine 
unbewegliche Sache (Anm. 3), das iſt eben eine Ausnahme, eine ſolche 
läßt aber keine Ausdehnung zu. Gerade die Setzung dieſer Ausnahme 
bekräftigt den allgemeinen Grundſatz von der Nothwendigkeit einer wirk⸗ 
lichen Eigenthumsübertragung in allen nicht ausgenommenen Fällen . 

Unrichtig wäre es auch, mit den oben angeſührter Entſcheidungs⸗ 
gründen Rückſicht zu nehmen auf den Beſitz. Der Beſitz hat für das 
Gebührengeſetz grundſätzlich keine Bedeutung, dasſelbe 
redet in alleweg von Rechten, der Beſitz iſt an ſich eine Thatſache; ins⸗ 
beſondere die oft citirten § 1, XK. 1 u. § 5, C. 1 ſprechen nicht vom Be⸗ 
ſitze, ſondern ausdrücklich und ausſchließlich vom Eigenthum und gewiſſen 
Servituten an unbeweglichen Sachen. Nun ſoll nicht geläugnet werden, daß 
der Tarif eine geſetzliche Ausnahme ſtatuiren könne, das thut er z. B. in 
Poſt 105 b, wo der Vergleich gebührenpflichtig erklärt wird, wenn 
durch denſelben die Uebertragung des Eigenthums oder Beſitzes einer 
unbeweglichen Sache von einem Theil auf den andern erfolgt. Unſere 
Tarifpoſt 65 hätte dieſelbe Ausnahme machen können, factiſch ſtatuirt 
ſie diesbezüglich nichts, daher es bei der Regel ſein Bewenden hat und 
Niemand ein Recht hat, 
nicht thut. — 

Unſere Darſtellung ſtimmt völlig überein mit dem Finanzminiſterial⸗ 
Erlaß vom 27. April 1858, Z. 22913, wonach, wenn Rechtsge⸗ 
ſchäſte über unbewegliche Sachen rückgängig gemacht werden und die 
bücherliche Eintragung noch nicht ſtattgefunden hat, der gebührenpflichtige 
Act in Abfall zu bringen und die allenfalls gezahlte Gebühr zurückzu⸗ 
ſtellen iſt, einem Erlaſſe, der in der bisherigen Praxis gehandhabt wurde 
| und im Vertrauen auf welchen von ſehr vielen Parteien vorgegangen 
wird Dieſe Entfcheidung wurde auch in der vom Verwaltungsgerichts⸗ 
2 am 1. März 1877, Nr. 269 entſchiedenen Streitſache von einer 


eine Ausnahme zu ſetzen, wo das Geſetz dies 


) Als intereſſante Notiz möge hier beigefügt werden, daß in den Eut⸗ 
ſcheidungsgründen zum Erkenntniſſe desſelben Gerichtshoſes vom 17. Jänner 
1877, Z. 40 (Sammlung Nr. 24. I. pag. 98) ſich folgende Definition von 
Kauſrechten findet: „unter ſolchen iſt nämlich das (perſönliche) Recht des 
Käufers aus einem noch nicht durch phyſiſche und bücherliche Uebergabe voll⸗ 
zogenen Kaufe zu verſtehen“. 
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Partei angerufen, dagegen vom Gerichtshofe als nicht von Belang, weil noch vielweniger aber die Liberirung von der vorerſt vorgeſchriebenen 
nicht allgemein kundgemacht, jo der geſetzlichen Kraft entbehrend Gebühr bewirkt. Durch Anwendung des argumentum a contrario 
zurückgewieſen. Mag indeß jener Erlaß immerhin der geſetzlichen Kraft würde daher gerade aus den Summen der in die eitirte Sammlung 
entbehren, ſo entbehrt er nicht der logiſchen Kraft, er enthält viel⸗ aufgenommenen Erkenntniſſe Nr. 47, 48 als Rechtsſatz ſich ergeben: 
mehr, wie ich gezeigt zu haben glaube, nur eine Conſequenz des Ge- ein nicht vollſtändig erfüllter Vertrag kann ſtornirt werden, diesfalls 
ſetzes ſelbſt und gilt als ſolche, wenn auch nicht als Miniſterial⸗Erlaß. iſt das reſolvirende Uebereinkommen nicht nur ſelbſt gebührenſrei ſon⸗ 

Ad 2. Kurz kann die Frage erledigt werden, ob der Stor- dern bewirkt auch, daß die für den erſten Vertrag vorgeſchriebene 
nirungsvertrag ſelbſt einer Gebühr zu unterwerfen ſei. Gebühr abzuſchreiben kommt. Daß die ſer Rechtsſatz mit dem F. M. 

Ein Stornirungsvertrag kann ein Vergleich, Verzicht, nach einer | Erlaß vom 27. April 1858 übereinſtimmt, iſt klar; ebenſo wurde 
Seite hin ein neuer Vertrag fein, aber ſchon Eingangs wurde erklärt, nachgewieſen, daß er aus dem Gebührengeſetze ſich ergibt; mit den an⸗ 
daß hier nur vom abſoluten Stornirungsvertrag gehandelt werden ſoll, | geführten Entſcheidungsgründen fteht er in conträrem Gegenſatze. 
d. i. jenem, welcher pure et nude die erſte und einzige noch nicht Nur eine Frage möge noch erlaubt ſein: eine unbewegliche Sache 
völlig erfüllte Obligation ohne weiters und völlig aufhebt, und ſo ſelbſt wird verkauft, aber deren Uebergabe ins Eigenthum iſt vertragsgemäß 
nicht als neues Geſchäft betrachtet werden darf. (88 919, 920 b. G. B.) noch nicht möglich; der Käufer verkauft die Sache, das iſt feine Kauf⸗ 

Enthält alſo das Uebereinkommen nichts anderes als den Aus- rechte, an einen Dritten, dieſer weiter an einen Vierten; beide Ver⸗ 
druck des mutuns dissensus beider Parteien, jo iſt in keiner Weiſe träge werden nie erfüllt, ſondern rückgängig gemacht; auch der erſte Kauf⸗ 
ein gebührenpflichtiger Act gefetzt, vielmehr nur, wie oben auseinander- vertrag wird nicht erfüllt, vielmehr reſolvirt; im Grundbuche hat keiner⸗ 
geſetzt wurde, unter Umſtänden die Grundlage einer früheren Gebühren- lei Eintragung ſtattgefunden, daher ein Gebührennachlaß der für den 
vorſchreibung zerſtört, ſo deren Abſchreibung begründet. Ein ſolches Ueber⸗ zweiten und dritten Verkauf, an welchem der erſte Verkäufer gar nicht 
einkommen iſt kein Kauf, kein Vergleich, kein Verzicht, kein Erlaßver⸗ betheiliget war, aufgelaufenen Gebühren nach Punkt 9 Finanzminiſterial⸗ 
trag, es iſt überhaupt weniger ein Vertrag als eines Vertrages Reſol- erlaß vom 3. Mai 1850 (vgl. Erkenntniß des Verwaltungsgerichts⸗ 
virung, ein Vertrag nur in fo ferne als feine Vorausſetzung der über- hofes vom 17. Jänner 1877, 8. 40, Sammlung Nr. 24) nicht ein⸗ 
einſtimmende Wille beider Parteien ift, den erſten und einzigen Ver⸗ treten kann. Nach der richtigen Auffaſſung des Geſetzes hat der erſte 
trag rückgängig zu machen, für hinfällig zu erklären. Mit Unrecht wird Verkäufer keine Gebühr zu bezahlen, er müßte in Conſequenz der 
ein ſolches Uebereinkommen, im Falle der Verkauf einer unbeweglichen beſprochenen Entſcheidungsgründe die doppelte, etwa für den Fall 
Sache rückgängig gemacht wird, für gebührenpflichtig erklärt, als Rück⸗ Ken: Inſolvenz des zweiten und dritten Käufers fälſchlich (mißverſtändlich 
erwerb des Eigenthums des Reales (fo Entſcheidungsgründe 1. März nach $ 72 G. G.) die ſächliche Haftung der unbeweglichen Sache an⸗ 
1877, Z. 270), als Rückübertragung, als Rückerlangung des Beſitzes, genommen, die ſechsfache Gebühr zahlen, ſogar noch eine bedeutend 
als welche wenigſtens ſtillſchweigend in einem ſolchen Uebereinkommen höhere, wenn die zwiſchenliegenden Verkäufe um ſogenannte Schwindel⸗ 
gelegen gedacht werden müſſe, wenn der phyſiſche Beſitz ſchon früher preiſe ſtattgefunden hätten. Es gibt auch eine deductio ad absurdum. 
an den Verkäufer übergegangen ſei. Denn wo Eigenthum nie übertra⸗ 
gen worden, wie in unſerm Fall, kann es auch nicht rückübertragen 
werden! Das Moment des Beſitzes iſt aber, wie bereits ausgeführt, A 2 5 1 
nicht von Belang, den Beſitz allgemein einer Gebühr zu unterwerfen, Mittheilungen aus der Prar 18. 
geht geſetzlich nicht an, es iſt auch unrichtig, daß in jedem Stornirungs⸗ ne) 
vertrag eine Beſitzesübertragung gelegen fein müſſe, dieſe kann vielmehr Dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe fteht das Recht zu, Beſtimmungen in 
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Ein wirklicher Stornirungsvertrag, welcher ja In der Gemeinde K. wurde, nachdem der frühere Gemeindevor⸗ 
vorausſetzt, daß der frühere Vertrag nicht vollſtändig erfüllt worden, ſteher Hannibal L. im Grunde des § 87 Gemeindeordnung nach durch⸗ 
it alſo nicht gebührenpflichtig, begründet viel- geführter Disciplinar⸗Unterſuchung vom ſchleſiſchen Landespräſidenten 
mehr die Gebührenfreiheit auch des früheren im Einverftändniffe mit dem Landesausſchuſſe unterm 1. Mai 1876 
Vertrages. vom Amte eines Gemeindevorſtehers entſetzt worden war, Franz M. 

Der oben angezogene Finanzminiſterialerlaß, deſſen innere Wahr⸗ zum Gemeindevorſteher gewählt und hat der Gemeinde⸗Ausſchuß von K. 
heit nachgewieſen wurde, ſpricht von der Gebührenpflicht eines ſolchen am 9. Auguſt 1876 den Beſchluß gefaßt, daß bei der Caſſe die 
Uebereinkommens nicht, es iſt wohl ſelbſtverſtändlich, daß er dasſelbe Doppelſperre eingeführt und hiezu ein Controlor gewählt werde, 
gebührenfrei dachte, denn es wäre ja doch eigenthümlich, auf Grund welchem der zweite Schlüſſel zu übergeben ſei; dieſer Beſchluß wurde 
eines ſolchen Uebereinkommens 500 fl. abzuſchreiben, und für eben die- von allen Gemeinde-Ausſchußmitgliedern mit Ausnahme des Vorſitzenden 
ſes Uebereinkommen dieſelbe Gebühr von 500 fl. wieder vorzuſchreiben. angenommen und Ludwig O. ſodann zum Controlor gewählt. 

Es iſt nicht nöthig, daß ein Vertrag ſchriftlich rückgängig und hin⸗ Gegen dieſen Beſchluß beſchwerte ſich der Gemeindevorſteher bei 

fällig geworden erklärt wird; die Beſitzübertragung kann ohne Urkunde dem Landesausſchuſſe, indem er denſelben als gegen die 88 39 und 

geſchehen, die Parteien werden einfach ſich nicht weiter belangen, ſind 54 der Gemeindeordnung verſtoßend bezeichnete; auf die ganz unge⸗ 

geſchiedene Leute, und ein Recht für den Staatsſchatz iſt nicht erwach- ſetzliche Hemmniß und Erſchwerung der Geſchäftsführung des Gemeinde⸗ 

ſen. In den meiſten Fällen wird der Errichtung eines Stornirungs⸗ | vorſtehers, ſowie auf das Compromittirende einer ſolchen Maßregel 
| 


vertrages geradezu eine finanzielle Erwägung zu Grunde liegen, näm⸗ hinwies und die Aufhebung dieſes Beſchluſſes begehrte. 
lich auf Grund einer ſolchen Vertragsurkunde die Abſchreibung einer Der Landesausſchuß ſtellte dieſe Beſchwerde in Gemäßheit des 
Gebühr, welche für das nun reſolvirte Rechtsgeſchäft vorgeſchrieben 8 53 Gemeindeordnung dem Bezirkshauptmanne in T. zur competenten 
wurde, zu erlangen. Iſt nun jene Urkunde des weiteren errichtet wor⸗ Erledigung zu, welcher ſofort mit dem Erlaſſe vom 9. October 1876 
den auf Grund des, in der Prapis bisher beobachteten Finanzminiſterial⸗ auf Grund der SS 91, 92 und 93 Gemeindeordnung erkannte, daß 
erlaſſes vom 27. April 1858, um eine Bedingung desſelben zu veri- der wemeinde-Ausſchuß durch den fraglichen Beſchluß feinen Wirkungs⸗ 
ficiren, ſo iſt jener wohlwollende Finanzminiſterialerlaß in eine ſehr kreis überſchritten und gegen die beſtehenden Geſetze verſtoßen hat, daher 
ſchlimme Falle verwandelt worden; die Parteien ſind nicht nur in die Vollziehung des gedachten Gemeindebeſchluſſes unterſagt werde. Mo⸗ 
ihrer Hoffnung getäuſcht, nicht nur nicht entlaſtet, ſondern gerade um tivirt wurde dieſe Entſcheidung mit § 54 Gemeindeordnung, wonach 
das Doppelte belaſtet worden. Traurige Conſequenzen einer ſchiefen Auſ⸗ der Gemeindevorſteher die Verwaltung des Gemeindevermögens zu 
faſſung des Geſetzes. führen hat und ihm ſonach auch bei dem Umſtande, als in K. eine 
Zum Schluſſe ſoll noch daran erinnert werden, daß der Ver⸗ eigene Caſſeverwaltung nicht beſteht, die Caſſeführung zuſteht, und da 
waltungsgerichtshof in ſeinen beiden Erkenntniſſen vom 1. März 1877 ferner nach 8 39 Gemeindeordnung die Controle, welche der Gemeinde⸗ 
den erſten Kaufvertrag als wirklich und factiſch vollſtändig erfüllt dachte Ausſchuß bezüglich der Caſſeführung des Gemeindevorſtehers zu üben 
und erklärte So kann aber auch von einer „Stornirung“ eines ſolchen | verpflichtet iſt, lediglich darin beſteht, daß der Gemeinde⸗Ausſchuß öfters 
Vertrages in Wahrheit nicht die Rede ſein; es kann diesfalls nur ein im Jahre die Caſſe unterſuchen läßt. 
Stornirungsvertrag verſucht werden, welcher allerdings nach 8 920 Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte der Gemeinde⸗Ausſchuß an die 
b. G. B. als neues Rechtsgeſchäft weder ſelbſt gebührenfrei ſein muß, Landesregierung, berief fich auf den Wortlaut des 8 39 Gemeindeord⸗ 
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nung, erklärte die Verfügung des Bezirkshauptmannes als eine ganz 1876 dem gegen das vorſtehende Erkenntniß überreichten Recurſe, 
ungerechtfertigte Einſchränkung der Autonomie der Gemeinde, und berief welcher lediglich die Bitte um Aufhebung dieſes Erkenntniſſes und 
ſich auf die traurigen Erfahrungen mit dem letzten im Disciplinarwege Bewilligung des Fortbetriebes des Maurergewerbes enthielt, aus den 
entlaſſenen Gemeinde⸗Vorſtande. Gründen des angefochtenen Erkenntniſſes keine Folge gegeben. 5 
Der von der Landesregierung einvernommene Landesausſchuß war Das k. k. Miniſterium des Innern jedoch hat unterm 20. Juni 
der Anſicht, daß der in Rede ftehende Gemeinde⸗Ausſchuß⸗Beſchluß den 1877, i Z. 7536 über Berufung des Franz S. die gleichlautenden 
Beſtimmungen der ſchleſiſchen Gemeindeordnung nicht abſolut widerſpreche; Entſcheidungen des Gemeinderathes in Br. ddo. 18. September 1876 
berief ſich auf die 88 29, 30 und 39 der ſchleſiſchen Gemeindeordnung und der Statthalteret ddo. 2. November 1876 außer Kraft gefetzt 
und meinte, daß dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe das Recht zuſtehe, die Art und dem Recurrenten die fragliche Gewerbsconceſſion belaſſen. 
und Weiſe zu beſtimmen, wie die Caſſecontrole geübt werden foll. Das Zur Begründung dieſer Entſcheidung wurde Folgendes bemerkt: 
dem Gemeindevorſteher nach $ 54 Gemeindeordnung zuſtehende Recht „In dem vorliegenden Falle greift N keine der in den Punkten a), b) 
müſſe durch die Einführung der Gegenſperre nicht nothwendig beirrt und c) des 8 138 Gew. ⸗Ord. normirten Vorausſetzungen Platz, unter 
werden; es komme da lediglich darauf an, wie die Controle geübt werde. welchen die Gewerbsbehörde ſelbſtſtändig die Entziehnng der Gewerbs⸗ 
Maßgebend wäre in dieſer Beziehung die Inſtruction der Caſſeverwal⸗ berechtigung zu verfügen hat; denn die Vorausſetzung des Punktes a) 
tung. Dem ſtehe auch der 8 39 Gemeindeordnung nicht entgegen; denn, mangelt, da S. wohl wegen Vergehens der verſchuldeten Crida, ſomit 
wenn auch in dieſem Paragraph dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe die Verpflich⸗ wegen einer der im 8 7 der Gew.⸗Ord. erwähnten Handlungen ſtraf⸗ 
tung auferlegt werde, öfter die Caſſe unterſuchen zu laſſen, fo ſei dieſe gerichtlich verurtheilt worden ift, jedoch zwiſchen der ſtrafbaren Handlung 
Verpflichtung nur als das geringſte Maß der Caſſencontrole hingeſtellt; nach ihrer Beſchaffenheit und dem Gewerbsbetriebe des Verurtheilten 
es ſei aber dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe dadurch nicht das Recht benommen. kein ſolcher Zuſammenhang beſteht, daß von dem Fortbetriebe des 
eine weitergehende Caſſecontrole zu üben. Gewerbes Mißbrauch zu beſorgen wäre. Ebenſowenig trifft die 
Die ſchleſiſche Landesregierung hat mit dem Erlaſſe vom Vorausſetzung des Punktes b) zu, da zwar S. einmal wegen der 
1. Februar 1877 erkannt, daß die recurrirte Entſcheidung der Bezirks Uebertretung der 88 12 und 16 der Bau- Ordnung für Mähren und 
hauptmannſchaft T. ddo. 9. October 1876 als geſetzlich nicht begründet ein andermal wegen Vergehens gegen die Sicherheit des Lebens 
aufgehoben werde, da nach den 88 30 und 39 Gemeindeordnung dem 8 335 St. G.), begangen durch Fahrläſſigkeit bei dem Umbaue eines 
Gemeinde⸗Ausſchuſſe unzweifelhaft das Recht zuſteht, die Art und Weiſe Hauſes beſtraft worden iſt und demnach wiederholte Beſtrafungen desſelben 
zu beſtimmen, wie die Caſſecontrole geübt werden ſoll, nur darf durch | wegen Nichtbeachtung der auf die Ausübung ſeines Gewerbes bezüglichen 
die Einführung dieſer Caſſecontrole der Gemeindevorſteher in der ihm Vorſchriften ſtattgefunden haben, der Nachweis der Srudhtlof igkeit 
nach 8 54 Gemeindeordnung zustehenden Führung der Verwaltung des dieſer wiederholten Beſtrafungen aber nicht vorliegt; endlich iſt auch 
Gemeindevermögens nicht beirrt werden. die Vorausſetzung des Punktes () nicht erfüllt, da die in dieſem Punkte 
Gegen dieſe Entſcheidung ergriff der Gemeindevorſtand von K. bei conceſſionirten Gewerben vorgeſchriebene wiederholte ſchriftliche 
die Miniſterialberufung. Verwarung nicht ſtattgefunden hat. Hiernach iſt die von der erſten 
Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 24. Juni 1877, Inſtanz ausgeſprochene und von der zweiten Inſtanz aufrecht erhaltene 
3. 5646 dieſem Recurſe keine Folge zu geben befunden, „da der Entziehung der Gewerbsconeeſſion geſetzlich nicht gerechtfertigt und mußte 
Gemeinde⸗Ausſchuß von K. durch den Beſchluß vom 9. Auguſt 1876 daher dem Recurſe des Franz S. Folge gegeben werden.“ C. D. 
weder ſeinen Wirkungskreis überſchritten, noch ein beſtehendes Geſetz K c Fre EEE EEE Em 
verletzt hat, ſomit für die Staatsverwaltung kein Anlaß vorlag, im 
Grunde der 88 91 und 92 der ſchleſiſchen Gemeindeordnung einzu⸗ 
ſchreiten.“ K. 


Perſonalien. 


Seine Majeftät haben dem Statthaltereirathe Albert v. Rungg in Trient 
den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamts⸗Officialen Georg Röſel den 
Titel und Charakter eines Telegraphencommiſſärs verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenieur Leo v. Pozniak zum 
Oberingenjeur, dann die Bau⸗Adjuncten Hippoltt Zbyszewski und Ludwig 
Rzikek zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Galizien ernannt. 

Der k. k. oberſte Rechnungshof hat die bei demſelben erledigten zwei 
Rechnungsrathsſtellen der k. k. n.⸗ö. Statthalterei dem Rechnungsrevidenten 
Dr. Ignaz Gruber und dem Rechnungsrevidenten im k. k. Handelsminiſterium 
Johann Hawliſch verliehen. 


N Kritik der Vorausſetzungen, unter welchen die Entziehung 
a Gewerbsberechtigung in Gemäßheit der Beſtimmungen der 
Punkte a), b) u. c) des § 138 der Gew.⸗Ord. platzgreifen kann. 
Verurtheilung eines Maurermeiſters wegen verſchuldeter Crida 
P. a), Nachweis der Fruchtloſigkeit wiederholter Beſtrafungen 
im Gewerbsgebiete P. b), wiederholte ſchriftliche Warnung 
P. c) des $ 138 der Gew. ⸗Ord. 

Der 8 15 B. 2 010 BE ee 0 n 
18. September dem Franz S. die mit dem Decrete 3 8 2 
19. en 1872 verliehene Conceſſion zum Betriebe des Maurer⸗ 7 e eee 3 in der 
ewerbes entzogen, und dieſe Entziehung nachſtehend motivirt: Rechnungsrevidentenſtelle bei der k. k. n.⸗. Statthalterei in Wien mit der 
9 & 

„Nicht nur, daß bei Ausübung des von Franz S. unternommenen neunten Rangsclaſſe bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 242.) 
Maurergewerbes mancherlei Unzukömmlichkeiten vorkamen, welche, da ——e — . 
ſie zuletzt gröblich und ſtraffällig geworden, an ihm mit Erkenntniß 
vom 27. April 1876 mit einer ſpäter im Gnadenwege auf 50 fl. 
herabgeſetzten Geldſtrafe von 100 fl. nach den Beſtimmungen der Bau⸗ 
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Meyers Hand-Lexikon 


Ordnung geahndet werden mußten, iſt Franz S. ſchon wiederholt mit . =; a 

dem Strafgericht in Conflict gekommen. Denn laut Urtheiles des 3 Sa 3 — 1 5 

t. d. Bezirksgerichtes Br. drlo. 16. October 1874 iſt derſelbe wegen r n 
ie gegen die körperliche Sicherheit nach 8 411 St. G. zu stand der menschlichen Kenntnis und auf jede Frage 


nach einem Namen, Begriff, Hremdirort, Ereignis, Da- 

tum, einer Zahl oder Thatsache augenblicklichen / 

Bescheid. Auf:ca. 2000 kleinen Oktavseiten über | 

60,000 Artikel, mit vielen Karten, Tafeln und Beilagen. 
24 Lieferungen, & 50 Pfennige. 

BE" Subskription in allen Buchhandlungen. 


Verlag des Bibliographischen Instituts 
in Leipzig. 


einer Arreſtſtrafe von 2 Tagen verſchärft mit 1 Faſten und laut Ur: 
theiles des mähr. Landesgerichtes ddo. 27. September 1875 wegen 
Vergehens nach § 335 gegen die Sicherheit des Lebens durch fahr- 
läſſiges Vorgehen bei dem Umbaue des Hauſes Nr. 24 Joſefſtadt in 
Br. und 8 486 St. G. (Vergehen der verſchuldeten Crida) zu ſtrengem 
Arreſt in der Dauer von 2 Monaten verſchärft mit 1 Faſten alle 
14 Tagen verurtheilt worden. Alle dieſe ſtraſbaren Handlungen machen 
in Anſehung des Maurergewerbes des Franz S. die Anwendung des ER 
elle De nothwendig, womit die Gewerbsentziehung be Bio e eigen: „ Erkkenntniſe Des KO it Berwale 

Die Statthalterei hat mit ihrem Erkenntniſſe vom 2. November tungsgerichtshofes“, Bogen 28, und eine belletriſtiſche Beilage. 
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